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 SCHWERPUNKT 

Gastgewerbe im Umbruch
— vom Lockdown zur stückweisen Öffnung

Durch die Corona­Krise ist das Gastgewerbe in Bremen   

völlig zum Erliegen gekommen. Wie gehen die Betriebe 

damit um? Und wie stark sind die Mitarbeiterinnen und 

 Mitarbeiter davon betroffen?

Text: Insa Lohmann  –  Fotos: Jonas Ginter



A
ls der Bremer Senat Mitte 
März die Schließung der 
 Bremer Gastronomiebetriebe 
beschloss, hatte  Benjamin 

Weiß eigentlich Urlaub. Doch die Nach-
richt seiner Kollegen erforderte soforti-
ges Handeln. Weiß ist Küchenchef in 
der Kaffeequartier- Kantine in der Bre-
mer Überseestadt, die zu  Hannovers 
größtem Kantinenunternehmen Essens-
zeit gehört. Nachdem sich der Gastro-
nom mit seinem Chef besprochen hatte, 
war schnell klar: Die Kantine bleibt 
geöffnet, aber die Gäste können die Mit-
tagsgerichte nur noch mitnehmen. „Die 
erste Woche war mir gar nicht richtig 
bewusst, was da  passiert“, erinnert sich 
Benjamin Weiß. Er funktionierte ein-
fach – passte den Speise plan an, klebte 
Markierungen zur Abstandshaltung auf 
den Boden, strich aus Hygienegründen 
das Salatbüfett und rüstete seine Küche 
auf das Außer-Haus- Geschäft um. „Die 
Gäste waren froh, dass wir weiter da 
sind“, sagt der Bremer Küchenchef. 
Dennoch seien die ersten Wochen nicht 
einfach gewesen: Von den sonst rund 
350 verkauften Essen am Tag blieben 
an  manchen nur noch 100 übrig. „Das 
war ein harter Einschnitt.“ Weiß und 
seine drei  Kollegen wurden vorüberge-
hend in Kurz arbeit geschickt.
 Besonders tragisch ist diese Ent-
wicklung, da die Zahlen eine Bran-
che treffen, die in den vergangenen 
zehn  Jahren mehr als 300.000 neue 
sozialver sicherungspflichtige Arbeits-
plätze in Deutschland geschaffen hat. 
Alleine in Bremen ist die Beschäftigung 
seit 2007 um fast 50 Prozent angestie-
gen. „Kaum eine andere Branche hat 
sich in den vergangenen Jahren im 
Land Bremen so dynamisch entwickelt 
wie das Gastgewerbe“, sagt Marion 
Salot, Referentin für Wirtschaftspoli-
tik bei der Arbeitnehmerkammer Bre-
men. Sowohl in Bremen als auch in 
Bremerhaven hat sich das Hotelan-
gebot deutlich ausgeweitet, auch die 

Gastronomie ist stark gewachsen. Dies 
hängt unter anderem damit zu sam-
men, dass sich beide Städte in den ver-
gangenen  Jahren als Tourismusstand-
orte profiliert haben. In Bremerhaven 
wurde diese Entwicklung unter ande-
rem durch die Eröffnung des Auswan-
dererhauses und des Klimahauses be -
schleunigt.

Insgesamt waren 2019 etwa 10.000 
sozial  versicherungspflichtig Be schäf-
tigte im Gastgewerbe tätig. Hinzu 
kommen rund 11.000 Minijobberin-
nen und Minijobber. Einschließlich 
der Selbstständigen und der mithelfen-
den Familien angehörigen kommt das 
Gastgewerbe auf 23.000 Erwerbstätige. 
80 Prozent der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten und 92  Pro-
zent der Minijobber sind in der Gast-
ronomie tätig, zu denen Restaurants, 
Gaststätten, Imbisse und Cafés  zählen. 
Trotz der dynamischen Beschäftigungs-
entwicklung stehen die Arbeitsbedin-
gungen in der Branche immer wieder 
in der Kritik. Vollzeitbeschäftigte im 
Gastgewerbe beziehen mit 2.268 Euro 
Monatsgehalt mit Abstand das nied-
rigste Durchschnittseinkommen. Fast 
drei Viertel von ihnen arbeiten zu 
einem Niedriglohn und in keiner ande-
ren Branche gibt es wie hier mehr Mini-
jobs als sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsplätze. Im Bereich Restaurants 
und Gaststätten ist beispielsweise nur 
noch jeder Fünfte in Vollzeit tätig. 

Einer Beschäftigtenbefragung der Ar -
beitnehmerkammer zufolge sind die 
Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe 
besonders problematisch: So wird bei-
spielsweise in keiner anderen Branche 
bei der Arbeitszeitplanung so selten auf 
familiäre und private Interessen Rück-
sicht genommen, dabei müssen 40 Pro-
zent regelmäßig Überstunden machen. 
Auch die hohen körperlichen Belastun-
gen machen sich bei den Beschäftigten 

bemerkbar: 54 Prozent der Befrag-
ten gehen nicht davon aus, dass sie bis 
zum Rentenalter durchhalten. Hiervon 
sagt sogar jeder Zweite, dass er oder sie 
nur bis zum 50. Lebensjahr in dieser 
 Branche arbeiten kann. 

Vor der Krise zeichnete sich in der Bran-
che ein zunehmender Fachkräftebedarf 
ab. Und die Forderungen nach verbes-
serten Arbeitsbedingungen wurden lau-
ter. Ein wichtiger Meilenstein war dabei 
die Allgemeinverbindlicher klärung des 
Tarifvertrags im Gastgewerbe:  Darauf 
hatten sich 2018 die Ge werkschaft 
Nahrung-Genuss- Gaststätten (NGG) und  
der Deutsche Hotel- und Gaststättenver-
band (Dehoga) in der Hansestadt geei-
nigt. Hiermit war Bremen Vorreiter. 
Von dem Entgelttarifvertrag profitierten 
bis dato nur Beschäftigte, deren Arbeit-
geber tarifgebunden war – das änderte 
sich mit dem allgemein verbindlichen 
Tarifvertrag, der am 1.  Juli 2018 in 
Kraft getreten ist. Seitdem haben alle 
Beschäftigten im Bremer Gastgewerbe 
Anspruch auf den Tariflohn. Dies hat 
sich im vergangenen Jahr auch in der 
Einkommensstatistik niedergeschla-
gen. Im Durchschnitt verdienten die 
Beschäftigten im Gastgewerbe 2019 gut 
100 Euro pro Monat mehr als im Vor-
jahr. „Diese Besserstellung darf im Zuge 
der Krise nicht auf der Strecke bleiben“, 
fordert Marion Salot von der Arbeitneh-
merkammer Bremen. 
 Bereits jetzt leiden besonders 
die  vielen Minijobber unter der Schlie-
ßung: Sie haben weder Anspruch auf 
Arbeitslosengeld noch Zugang zu Kurz-
arbeit und verlieren häufig sofort ihre 
Einkommensquelle, auf die viele aber 
dringend angewiesen sind. Das be -
stätigt Iris Münkel von der NGG: „Viele 
Mini jobber haben ihren Job bereits 
jetzt verloren, diese sind gerade extrem 
betroffen von der Krise.“ Das liege vor 
allem daran, dass Betriebe in Krisenzei-
ten an ihrem Stammpersonal festhiel-
ten. Auch bei der Rechtsberatung der 
Arbeitnehmerkammer Bremen sind in 
den ersten Wochen der Corona -Krise 
viele Anfragen von Beschäftigten aus 
dem Gastgewerbe eingegangen. „Die 
eine oder andere Kündigung seitens 
der Gastrobetriebe war dabei“, berich-
tet Rechtsberaterin Manon Klebow. 
„Auch Kurzarbeitergeld war ein gro-
ßes Thema.“ Hier seien die Minijobber 
erneut besonders betroffen: „Die fallen 
völlig raus“, so Klebow.

„Minijobber sind extrem 

betroffen von der Krise.“

Iris Münkel, NGG Bremen
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Betrieb hoch. 
Hinzu komme, 
dass viele Gäste 
sich scheuen, 
drinnen zu sitzen. 
In seinem anderen 
Restaurant, dem 
Theatro am The-
ater am Goethe-
platz bleiben die 
Türen noch zu – 
auch draußen. Zu 
unkontrollierbar 
sei der Zugang 
dort, sagt Rande-
cker. „Aber wir 
arbeiten bereits 
an einem Kon-
zept.“ Das Kurz-
arbeitergeld für 
seine Mitarbeite-
rinnen und Mit-
arbeiter hat der 
Unternehmer auf-
gestockt, doch 
natürlich sei die 
Situation für die 
Angestellten alles 
andere als leicht –  
trotz der Unter-
stützung fehlten 
ihnen Zusatzein-
nahmen durch 
Trinkgeld und 

Nachtzuschläge. „Der Arbeitsmarkt in 
der Gastronomie wird sich massiv ver-
ändern“, sagt Lothar Randecker. „Den 
Fachkräftemangel, wie wir ihn jahre-
lang kannten, wird es so nicht mehr 
geben.“ Auch das Instrument der Kurz-
arbeit wurde in der Vergangenheit so 
gut wie gar nicht benutzt.
 Auch für Detlef Pauls, Chef des 
Hotel Munte am Stadtwald und Vor-
stand des Deutschen Hotel- und Gast-
stättenverbandes Dehoga in Bremen, 
sind die Folgen für das Gastgewerbe 
eine absolute Ausnahmesituation, die 
er in seiner 35-jährigen Hotelzeit noch 
nicht erlebt hat: „Wir hatten Tage, da 
hatten wir null Gäste, das gab es noch 
nie. Und wir haben keine Chance, das 
Geld wieder reinzuholen.“ Normaler-
weise verzeichnet das Bremer Hotel 
im Mai eine durchschnittliche Bele-
gung von 70 bis 80 Prozent, in die-
sem Jahr kommt es schätzungsweise 
gerade mal auf 10 Prozent. „Trotzdem 
sind ich und alle Kolleginnen und Kol-
legen froh, dass es wieder losgeht.“ Als 
die Corona-Pandemie in Deutschland 

Mitte Mai gab es gute Nachrichten für 
das Gastgewerbe: Die Betriebe durften 
unter Einhaltung bestimmter Hygiene-
maßnahmen ihre Arbeit wieder auf-
nehmen. „Das ist auch eine Chance 
für das Gastgewerbe zu zeigen, was es 
kann“, sagt Münkel und appelliert an 
die Verantwortung der  Gastronomen 
und Hotels: „Der Arbeitsschutz steht 
jetzt an vorderster Stelle.“ Nur wenn 
die Hygieneauflagen konsequent durch-
gesetzt werden, habe das Gastgewerbe 
eine Chance, auch nach Corona zu 
überleben. 

Für den Bremer Gastronom Lothar Ran-
decker sind die Lockerungen im Gastge-
werbe mit eingeschränkten Sitzplätzen 
nur bedingt tröstlich, denn sein Res-
taurant Meierei im Bürgerpark hat sich 
stark auf Familien- und Firmenfeiern 
ausgerichtet. Das À-la-carte-Geschäft, 
das er nun weiterführen dürfe, mache 
nur einen geringen Anteil des Umsat-
zes aus. „Das Wichtigste fehlt“, sagt er. 
Bereits jetzt seien die Verluste durch die 
Schließung und den eingeschränkten 

anfing, kehrte Pauls gerade aus einem 
Südtirol-Urlaub zurück. Zwar war sein 
Urlaubsgebiet nicht betroffen, doch 
vorsichtshalber begab sich der Hotel-
chef in zweiwöchige Quarantäne. Erst 
danach begriff Pauls das ganze Ausmaß 
für seine Branche. 
 Zu seinen Gästen zählen über-
wiegend Geschäftsreisende, die fielen 
durch die Reisebeschränkungen von 
heute auf morgen einfach weg. Er for-
dert deshalb von der Regierung einen 
Rettungsschirm für das Gastgewerbe. 
„Damit Gastronomen eine Chance 
haben, die Verluste wieder reinzu-
holen“, sagt Pauls. An seinen 120 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern will 
Pauls festhalten. In seiner Funktion 
als Vorstand des Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverbandes Dehoga in Bre-
men wird er derzeit mit Anfragen der 
Betriebe bezüglich Kurzarbeit, Über-
brückungskrediten und Hygienevor-
schriften überhäuft. „Da sind viele 
offene Fragen“, berichtet Pauls. Zurzeit 
nimmt er auch Anfragen von Nicht-

mitgliedern an: „Mir ist in erster Linie 
wichtig, dass die Branche das gut über-
steht.“ Sonst könnte langfristig die Viel-
falt im Gastgewerbe verloren gehen.
 Doch es zeigt sich dieser Tage 
auch viel Kreativität bei den Gastro-
nomen: So hat das spanische Restau-
rant Muchos Mas am Wall während der 
Corona-Schließzeit seinen Betrieb in 
einen kleinen Supermarkt verwandelt. 
„Wir sind die Krise proaktiv angegan-
gen“, sagt Betriebsleiter Juan Carlos. 
Bereits vor den offiziellen Beschlüs-
sen des Senats hatte sich das Team des 
spanischen Restaurants mehrere Pläne 
für den Fall einer Schließung überlegt. 
„Trotzdem war es eine schwere Situ-
ation für uns“, sagt Carlos. Als Ange-
stellter konnte er die Sorgen seiner 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gut 
verstehen. Einige der überwiegend als 
Minijobber tätigen Mitarbeiter seien 

„Wir haben keine 

Chance, das Geld  wieder 

reinzuholen.“

Detlef Pauls, Dehoga Bremen
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BILDUNGS-TIPP

Bildungszeiten: 
Noch Plätze frei
 
Verkehrspolitik heute – und morgen
Die mobile Gesellschaft sucht 

neue Verkehrskonzepte und Fahrzeuge

Das Auto der Zukunft wird vermutlich klein, leicht und 
elektrisch sein. Wie sieht die Zukunft von Bahn und Flug-
zeug aus? Wie verteilt sich in Zukunft der Verkehr auf 
öffentliche und private Verkehrsmittel? Muss Fahr rädern, 
E-Scootern und Fußgängern mehr Platz eingeräumt 
 werden? Brauchen wir nicht ganz andere Mobilitäts-
systeme? Das Seminar will neugierig machen auf die 
 Entwicklung der „mobilen Stadtgesellschaft“. Gespräche 
mit Fachleuten beleuchten Hintergründe.

 28.9. – 02.10.2020 (wisoak in Bremen)      

 
Nach uns die Sintflut? 
Der Klimawandel und seine Folgen

Das Wetter schlägt – global betrachtet – immer  häufiger 
Kapriolen: Stürme, Dürre, Hitze, steigender Meeres spiegel, 
Naturkatastrophen. Die Angst vor der  Klimakatastrophe 
geht um. Klimaforschung und „Fridays for Future“ 
 mahnen Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, die Klima-
krise als „Bedrohung für die menschliche Zivilisation“ 
endlich ernst zu nehmen. Dieses Seminar informiert über 
Ur  sachen und die verschiedenen Erklärungen für die Ver-
änderung des Klimas. Wir werden der Frage nachgehen, 
ob das Ziel, das „Gleichgewicht der Natur“ zu erhalten 
bzw. wiederherzustellen, nur frommer Wunsch ist.

 5.10. – 9.10.2020 (wisoak in Bremen)

Weitere Informationen und noch mehr Angebote unter 

 www.wisoak.de

BUCH-TIPP

Beruf + Familie – passt!
So finden Eltern den  
richtigen Arbeitgeber 

Beste­Fopma, Nicole: 

Beruf + Familie – passt!

So finden Eltern den 

richtigen Arbeitgeber 

Campus Verlag, 2018, 
236 Seiten 

Beruf und Familie, passt das? Ja, es passt! Eltern müssen 
sich nicht mehr für eines entscheiden, da ist sich Nicole 
Beste-Fopma sicher. Mit dem passenden Arbeitgeber  
sollte beides für beide möglich sein. Die Autorin gibt 
Tipps für die Stellensuche, die Bewerbungsphase und die 
weitere berufliche Entwicklung. „Wie erkenne und finde 
ich ein familienfreundliches Unternehmen?“ „Welches 
Arbeits(-zeit-)modell ist das richtige für mich?“ und „Wie 
kann ich meine Karriereziele im Blick behalten?“
 Der Ratgeber bietet konkrete Lösungsvorschläge, 
Checklisten und Rechtstipps, ohne oberflächig zu wirken. 
Ein praxisnahes und alltagstaugliches Mutmachbuch 
für Eltern, aber auch Alleinerziehende und pflegende 
Angehörige. 

Dieses Buch können Sie in der Stadtbibliothek 

 ausleihen. KammerCard­Inhaber erhalten auf  

die BIBCARD der Stadtbibliothek zehn Prozent 

 Er  mäßi gung!

 www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard

Tipps & 
Termine
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KULTUR-TIPPS 

KULTUR-TIPP 

Capitol: Vorverkaufsbeginn
Ab Herbst starten wir  wieder mit unserem prallge füllten Kultur-
programm in Bremerhaven. Freuen Sie sich auf bekannte Kabarett- 
Größen, wie Arnulf Rating oder Herrn Holm. Auf Lesungen mit 
Linda Zervakis und  Volker  Kutscher (Babylon Berlin). Auf Chanson 
und Satire des Duos Macke fische. Auf … ach, schauen Sie am  besten 
selbst. Übrigens: Das Satirefest  SATIRICA wird es auch wieder geben. 
Der Beginn des Vorverkaufs ist für Anfang Juli geplant. Bitte infor-
mieren Sie sich über das genaue Datum auf unserer Website unter
 

 www.arbeitnehmerkammer.de/capitol

 www.arbeitnehmerkammer.de/
rawspezial

Film Night Ride –  
Bremen macht 
Urlaub
Das Abenteuer gleich um die Ecke: 
Auf dem eigenen Fahrrad und mit dem 
Lastenradkino geht es durch die Nacht 
zu  un  ge wöhnlichen Orten in Bremen- 
Nord. Dort  werden unterhaltsame  
und kuriose Bremer Super-8-Urlaubs-
filme aus den 1960er-Jahren gezeigt, 
begleitet von Stephan Schrader am 
Cello. In Kooperation mit der Wirt-
schaftsförderung Bremen. 

11. Juli, ab 21.45 Uhr /  Bahnhof  

Bremen­Burg, Tickets: 5 €, über 

 www.nordwest-ticket.de/thema/ 
film-night-ride

Fotoausstellung
Noch bis zum 26. Juli  präsentiert die 
Ar  beit nehmer kammer  Bremen im 
Vegesacker Geschichten haus „Made 
in  Bremen – Positionen der Bremer 
 Fotografie“. 
 Die Fotoausstellung im  Rahmen 
von RAW  Spezial wurde kuratiert 
von  Alejandro Perdomo  Daniels. Sie 
lenkt den Blick  speziell auf Ar  beiten 
der aktuellen Bremer Foto-Szene. Wie 
steht es um diese Kunstform in  Bremen 
heute, was zeichnet sie aus? Welche 
Fragestellungen werden aufge griffen 
und wer sind die Akteurinnen und 
Akteure?

Vegesacker Geschichtenhaus,  

Zum Alten Speicher 5 A, Bremen

Sa. / So. 10 – 16 Uhr geöffnet

Fotofestival
Die RAW Phototriennale Worpswede 
zeigt zeitgenössische Fotokunst in 
der Galerie Altes  Rathaus und auf der 
Marcus heide bis zum 16. August 2020. 
Die Aus stellungen in den Worps weder 
Museen sind bis 1.  November 2020  
zu sehen. 

Bei Vorlage der  KammerCard 

be  kommen Be  sucher das 

 Museums4­Ticket zu einem er ­

mäßigten Preis von 12,50 Euro 

(statt 19 Euro) – gültig für alle 

 Aus   stellungen. 

 www.raw-phototriennale.de

Linda Zervakis

 Tipps & Termine

Weitere Veranstaltun gen und 

 Informationen unter 

 www.arbeit nehmer kammer.de/ 
veranstaltungenFo
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V
or zwei Jahren ist Timo-Noé Chitula mit seiner 
Familie von Bremen nach Posthausen gezogen. 
„Aus familiären Gründen“, erzählt der 34-Jährige. 
„Der Hauptgrund war unsere Kinderplanung.“ 

Neben den hohen Immobilienpreisen war der Wunsch, den 
Nachwuchs auf dem Land aufwachsen zu sehen, ausschlag-
gebend für den Umzug. Leicht sei ihm der Weggang aus 
 Bremen nicht gefallen, sagt Chitula. Schließlich habe er rund 
30 Jahre seines Lebens in der Hansestadt verbracht. „Aber 
das war einfach die günstigste Variante für uns“, sagt der 
Familien vater, der für einen Biotee-Onlineversand arbeitet. 

Nun pendelt der Exil-Bremer jeden Tag rund 40 Kilo meter hin 
und wieder zurück. Bei durchschnittlichem  Verkehr benötigt 
Timo-Noé Chitula etwa eine halbe Stunde pro  Strecke. Als 
Pendler gelten Beschäftigte, die ihren Wohnsitz nicht in der 
gleichen Gemeinde wie ihren Arbeitsplatz haben.
 Damit ist Chitula in guter Gesellschaft: Für immer 
mehr Beschäftigte im Land Bremen gehört das Pendeln zum 
Alltag. „Die Zahl der Einpendler ist in den vergangenen 
20 Jahren stark gestiegen“, sagt Dominik Santner, Referent 
für Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik bei der Arbeitneh-
merkammer Bremen. Zwar sei die Pendler quote in Bremen 
seit einigen Jahren konstant, doch die Gesamtzahl hat in den 
meisten Jahren weiter zugenommen. In der Stadt Bremen ist 
die Zahl der Einpendler  zwischen 2013 und 2019 um mehr 
als 11.000 gestiegen und lag zuletzt bei rund 119.000. In 
Bremerhaven war das Wachstum weniger stark. Konjunktur-
bedingt war das Wachstum von 2018 auf 2019 weniger stark 
ausgeprägt als in den Vorjahren. Die Einpendlerquote, also 
der Anteil der  Pendler an allen Beschäftigten, lag 2019 in 
Bremen bei 42 Prozent.  Santner führt den Anstieg auf die 
gute Entwicklung des Arbeitsmarktes in den vergangenen 
Jahren zurück.

Arbeitswege werden länger

Doch nicht nur mehr Menschen pendeln zur Arbeit, auch die 
Arbeitswege an sich werden zunehmend länger:  Während in 
Deutschland die durchschnittliche Distanz zwischen Wohn- 
und Arbeitsort im Jahr 2000 noch bei 8,7 Kilometern lag, 
legten Beschäftigte 14 Jahre später bereits 10,5 Kilometer 
zurück. In der Stadt Bremen benötigen die Beschäftigten 
für ihren Arbeitsweg im Durchschnitt 64 Minuten hin und 
zurück, in Bremerhaven 45 Minuten. Das bevorzugte Ver-
kehrsmittel der Bremerinnen und Bremer bleibt der Pkw: 
Knapp 59 Prozent der Beschäftigten in Bremen fahren vor-
wiegend mit dem Auto zur Arbeit – bei den Pendlerinnen und 
Pendlern, die ihren Arbeitsort in der Hansestadt haben, sind 
es sogar 72 Prozent. 
 Für Dominik Santner von der Arbeitnehmer kammer 
Bremen ist das nicht überraschend: „Das Auto ist ein  flexibles 
und bequemes Verkehrsmittel.“ Viele Beschäftigte  würden 
den Arbeitsweg im Pkw damit verbinden, die Kinder aus 
der Betreuung abzuholen oder Erledigungen zu machen. 
Entscheidend bei der Wahl des Verkehrsmittels sei einer-
seits die Lage des Arbeitsplatzes, andererseits die Lage des 
Wohn ortes: Gibt es einen guten Zugang zu Alternativen wie 
öffentlichen Verkehrsmitteln? Vor allem der ländliche Raum 
sei nach wie vor schlechter an den ÖPNV angebunden, sagt 
Dominik  Santner: „Da gibt es kaum Alternativen zum Auto.“

„Pendeln hat auch etwas Schönes“

Auch Timo-Noé Chitula, der mit seiner Freundin und seinem 
Sohn in Posthausen wohnt, legt seinen täglichen Arbeits-
weg mit dem Auto zurück. Bevor er anfing für den Teehänd-
ler in der Überseestadt zu arbeiten, pendelte Chitula täg-
lich mit dem Zug zwischen Bremen und Hamburg. Für den 
34- Jährigen eine stressige Erfahrung. Da er häufig Ware zu 
Messen transportieren muss, verfügt er über einen Firmen-
wagen – dafür verzichtet er auf ein Prozent seines Brutto-
gehalts. Für Timo-Noé Chitula spielt Unabhängigkeit eine 
große Rolle bei der Wahl des Verkehrsmittels: „Mit dem 
Pkw bin ich mein eigener Herr.“ Die Zeit im Auto nutzt 

Das große 
Hin und Her

Für immer mehr Beschäftigte gehört das 

 Pendeln zum Berufsalltag. Allein in Bremen  

lag die Quote der Einpendler zuletzt bei über 

40 Prozent. Wie geht es den Beschäftigten 

damit? Und welche Alternativen gibt es zum 

täglichen Hin- und Herfahren?

Text: Insa Lohmann  –  Fotos: Kay Michalak, Jonas Ginter
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Mit Präzision und viel 

Fingerspitzengefühl: 

Corinna Heidmann arbeitet 

an der Entwicklung von 

Satelliten mit
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Funkt es?!

Corinna Heidmann arbeitet als Ingenieurin bei OHB und  

ist an der Entwicklung von Satelliten beteiligt. Schon als Kind  

war die Raumfahrtbranche ihr großer Traum, doch erst über  

Umwege ist sie an ihrem Wunscharbeitsplatz gelandet

Text: Isabel d’Hone  –  Foto: Kay Michalak

D
er Countdown läuft: „Start in 2 … 1 …“. Dann 
erhebt sich die über 200 Tonnen schwere europä-
ische Trägerrakete Ariane in die Luft. Ein langer 
Feuerstrahl folgt ihr. Die heute 35-jährige Corinna 

Heidmann erinnert sich noch genau an diesen Moment: 
„Mit fünf Jahren stand ich gebannt vor der riesigen Beamer-
leinwand auf der Arbeit von meinem Vater. Ich konnte gar 
nicht glauben, dass sie fliegt.“ Die Faszination für die Raum-
fahrt hat sie von ihm übernommen, der sie als Raumfahrt-
ingenieur immer mal wieder zu Events wie einem Raketen-
start mitnahm. 
 30 Jahre später arbeitet sie selbst an der Entwick-
lung von Satelliten bei OHB, einem der drei größten Unter-
nehmen der europäischen Raumfahrt. Doch ihr Weg dort-
hin ist nicht geradlinig verlaufen, denn sie ist nicht wie die 
meisten ihrer Arbeitskollegen studierte Ingenieurin: „Ich 
bin eine Quereinsteigerin, vorher habe ich zehn Jahre lang 
in einem anderen Bereich gearbeitet. Als ich 30 geworden 
bin, habe ich mich gefragt: Möchtest du das bis zum Ende 
machen?“ Als Heidmann von der zweijährigen Ausbildung 
zum  Physikalisch-technischen Assistenten (PhyTA) am Schul-
zentrum Utbremen erfuhr, zögerte sie nicht lange und stürzte 
sich in die Welt der Elektrotechnik, Physik und Chemie. 
 „Ich hatte praktisch keine Freizeit mehr, habe 24/7 
gelernt, aber ich habe diese Ausbildung geliebt und es hat 
sich echt gelohnt“, erzählt sie begeistert. Ihr dreiwöchiges 
Betriebspraktikum absolvierte sie bei OHB. In der Ab tei-
lung E-AIT (Electrical Assembly Integration & Test) arbei-
tet Heidmann direkt an der Hardware der Satelliten und 
überprüft, ob die Elektronik funktioniert. Kann der Satellit 
von der Erde aus angefunkt werden? Funktioniert der Bord-
computer wie gewünscht? Dabei ist höchste Genauigkeit 

GALERIE DER ARBEITSWELT

und Fingerspitzengefühl gefragt: „Unser Team ist dafür da, 
 Fehler zu finden und sie dann zu verbessern. Wenn die Satel-
liten einmal im All sind, können wir sie nicht einfach wieder 
zurückholen.“
 Welche Verantwortung sie bei ihrem Job trägt, wird 
ihr besonders in den Momenten bewusst, in denen sie mit 
weißem Schutzkittel, Haube und antistatischen Schuhen vor 
einem 3,5 Meter hohen Satelliten steht. Die Hardware hat 
einen Wert von bis zu 50 Millionen Euro und die Schäden, 
die bei einem Funkenschlag entstehen können, sind gigan-
tisch: „Da treten mir schon mal Schweißperlen auf die Stirn“, 
sagt Heidmann. „Deshalb geht bei uns Genauigkeit immer 
vor Schnelligkeit. Wir arbeiten mit Respekt, aber man darf 
auch nicht zu viel Angst haben.“ Bis zu vier Stunden kann 
es dauern, um nur einen Stromstecker richtig einzustecken: 
Hauchfeine Pins müssen richtig in den dafür vorgesehenen 
Richtungen liegen, keiner davon darf verbogen oder verun-
reinigt sein. Die kleinste Ungenauigkeit kann zu einem Kurz-
schluss führen und einen unwiderruflichen Schaden an einer 
Batterie hervorrufen, die mehr als ein Jahr Entwicklungszeit 
gekostet hat. 

Physikalisch-technische/r Assistent/in

Die Ausbildung zum Physikalisch­technischen  Assistenten 

(PhyTA) dauert in der Regel zwei Jahre. Voraussetzung dafür 

ist ein Schulabschluss mit mindestens mittlerer Reife. Nach 

der Ausbildung unterstützen PhyTA in Laboren oder Einrich­

tungen der Qualitätsüberwachung.
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Frauen zurück am Herd

Wer sich in Corona-Zeiten die Rolle der Frau anschaut, muss sich wieder 

mit Frauenbildern aus den 1950ern und 1960ern auseinandersetzen. Wo 

Betreuungsmöglichkeiten wegbrechen, fangen vielfach Frauen die Mehrbelastungen  

auf. Gleichzeitig sind sie es, die vorwiegend in systemrelevanten Berufen arbeiten  

und dort oft einem höheren Infektionsrisiko ausgesetzt sind

Text: Meike Lorenzen
Foto: Kay Michalak

Nach Monaten im Pandemie-Lock-
down rechnen Deutschlands  Mütter 
ab. Acht Stunden Kinderbetreuung am 
Tag, 15 Euro die Stunde. Dazu kommt 
ein Aufschlag für Unterricht im Home-
schooling sowie Materialkosten für 
Papier und Druckerpatronen. Es wird 
mehr gekocht, mehr eingekauft, mehr 
geputzt, mehr gewaschen. Seitdem 

Zahlen geben ihnen Recht: Laut DIW 
(Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung) gibt es rund 8,8 Millio-
nen betreuungsbedürftige Kinder in 
Deutschland. In mehr als vier Millionen 
Familien mit Kindern unter zwölf Jah-
ren sind beide Elternteile berufstätig. 
Durch den Wegfall der Kinderbetreuung 
ist  dieses Modell für die meisten Fami-
lien so nicht mehr aufrechtzuerhalten. 
Zwar kann der DIW-Studie zufolge in 
rund 57 Prozent der Familien wenigs-
tens ein Elternteil und 35 Prozent der 

auch in Bremen und Niedersachsen die 
Kinderbetreuung weggebrochen ist, 
zerreißen sich Eltern – vor allem die 
Mütter – zwischen Job und Heimarbeit. 
Ihrem Ärger machen sie unter anderem 
im Internet Luft. Unter den Hashtags 
#coronaelternrechnenab oder #corona-
eltern sammeln sich bei Facebook, 
Twitter und Instagram fiktive Rechnun-
gen an die Regierung und jede Menge 
Geschichten von Familien, die am Ende 
sind. Die Kleinsten haben in der Krise 
keine Lobby, lautet ihre Kritik. 
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 Frauen in der Arbeitswelt

Alleinerziehenden theoretisch ihre Ar -
beit im Homeoffice erledigen. Aller-
dings haben selbst die, die von zu Hause 
arbeiten können, bei der Kinderbetreu-
ung noch lange keine Entlastung.

Homeoffice löst das 

 Vereinbarkeitsproblem nicht

„Ich kann froh sein, wenn ich mal  
20 Minuten am Stück ohne Mama-Rufe 
arbeiten kann“, erzählt eine  Mutter 
auf Facebook. „Wie soll ich konzent-
riert arbeiten, wenn ich gleichzeitig die 
Schularbeiten meiner Söhne be  gleiten 
muss?“, fragt eine andere. „Was bringt 
mir die Notbetreuung für mein Vor-
schulkind, wenn der kleine Bruder wei-
ter zu Hause bleiben muss?“ Andere 
quälen sich mit der Frage, ob sie die 
Kinder überhaupt in die Betreuung 
geben wollen oder ob es nicht irgend-
wie anders gehe. Schließlich werde so 
das Infektionsrisiko erhöht, auch das 
der Erzieherinnen und Lehrerinnen. 
Angst um Gesundheit, Finanzen und 
Haussegen dominieren die Postings, die 
meist von Müttern formuliert werden.
 Sie tragen die Hauptlast der 
Krise – und damit wird ein Problem 
noch sichtbarer, das es schon vor der 
Pandemie gab. „Frauen sind hierzu-
lande eher für die Familienarbeit ver-
antwortlich als Männer“, so Marion 
Salot. Daten des Sozio-oekonomischen 
Panels zufolge haben Mütter bereits 
vor der Pandemie im Durchschnitt 5,3 
Stunden pro Tag für die Kinderbetreu-
ung aufgewendet, Väter hingegen nur 
zwei Stunden. Ähnlich sieht es auch bei 
der Aufteilung der Hausarbeit aus.
 Grund dafür sind auch im Fami-
lienalltag ohne Covid-19 die fehlenden 
Betreuungsmöglichkeiten. „Der Anteil 
der Kinder unter drei Jahren, der in 
einer Betreuungseinrichtung unter-
kommt, ist in Deutschland im europä-
ischen Vergleich relativ gering“, sagt 
Salot. Während in Dänemark 55  Pro-
zent der Kinder unter drei Jahren min-
destens 30 Stunden außer Haus betreut 
werden, liegt Deutschland in dieser 
Statistik mit 22 Prozent abgeschlagen 
auf dem 13. Platz. „Diese Lücke muss 
geschlossen werden, um beiden Eltern-
teilen zumindest eine vollzeitnahe 
Beschäftigung zu ermög lichen“, sagt 
Salot. 

Seit dem Wegfall der Kinderbetreu-
ung sind Frauen noch mehr benachtei-
ligt als sowieso schon. Eine Befragung 

reduzieren, kann vermieden werden, 
dass die Frauen wieder die Haupt-
last tragen und sich alte Rollen wieder 
 festigen.

Die Wissenschaft schaut besorgt auf die 
aktuellen Entwicklungen. Die renom-
mierte Soziologie Jutta Allmendinger 
warnte schon mehrfach öffentlich, dass 
die Corona-Krise die Errungenschaften 
der Frauen um 30 Jahre zurückwer-
fen könnte. „Fernbleiben vom Arbeits-
markt kegelt viele aus ihrem Karriere-
weg heraus, denn auch jetzt werden 
 Weichen für berufliche Aufstiege ge -
ebnet, an denen sie derzeit nicht teil-
haben  können“, sagt auch Salot. Es 
zeige sich gegenwärtig mehr als deut-
lich, dass eine verlässliche Kinderbe-
treuung der Schlüssel für eine Gleich-
stellung auf dem Arbeitsmarkt ist.

Arbeitsschutz darf nicht  

zu kurz kommen

Während die einen Frauen um ihre 
Berufe und Werdegänge bangen, kämp-
fen sich andere auf ganz anderer Ebene 
durch den Corona-Alltag. Frauen in 
sogenannten systemrelevanten Be -
rufen arbeiten aktuell oft mehr als vor 
der Pandemie. Sie haben schnell Not-
betreuungsplätze bekommen – muss-
ten dafür aber nicht selten in bis zu 
12-Stunden-Schichten im Supermarkt, 
im Krankenhaus, in der Schule, im 
Kindergarten oder der Pflegeeinrich-
tung schuften. An ihrer Mehrbelastung 
änderte das wenig – sie übernahmen zu 
Hause trotzdem mehr vom Haushalt als 
der Partner. Auch das belegen  Studien. 
Für Alleinerziehende ist die Situation 
extra herausfordernd.
 Gleichzeitig setzen sich fast 
alle Beschäftigten in systemrelevanten 
Berufen einer enormen Infektions gefahr 
aus, die gerade in der Diskussion um 
mehr Betreuungsplätze ebenfalls eine 
Rolle spielt. „Vor allem Erzieherinnen 
können den Kontakt zu  Kindern nicht 
vermeiden“, sagt Salot.  Darüber, wie 
diese Berufsgruppe geschützt  werden 
kann, werde viel zu wenig diskutiert. 
Auch fehle es an innovativen Ansätzen. 
„Nur wenn der Arbeitsschutz in den 
Kitas funktioniert, können am Ende alle 
Frauen entlastet werden“, weiß Salot.

der Hans-Böckler-Stiftung belegt das: In 
Familien mit Kindern unter 14 Jahren 
haben zwar 27 Prozent der Mütter, aber 
nur 16 Prozent der Väter ihre Arbeits-
zeit reduziert. Vor allem in Haushalten 
mit geringem Einkommen hat die Krise 
außerdem dazu geführt, dass die Sor-
gearbeit wieder in erster Linie von den 
Frauen übernommen wird, während sie 
vor der Krise fair geteilt wurde. 

Forderungen nach Corona- 

Elterngeld werden lauter

„Dass vor allem Frauen beruflich 
zurückstecken, wenn die Kinderbe-
treuung entfällt, hängt zwar auch mit 
nach wie vor vorherrschenden tradier-
ten Rollen zusammen“, sagt Salot. Es 
gebe aber noch andere Gründe. „Auch 
wenn die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen durch den Ausbau der Kinderbe-
treuung zugenommen hat, arbeiten sie 

viel häufiger in Teilzeit und in schlech-
ter bezahlten Berufen als Männer.“ 
Entsprechend falle ein Verzicht auf ihr 
Einkommen weniger ins Gewicht. Und 
somit stehen Frauen derzeit wieder am 
Herd. Und daran wird auch die im Kon-
junkturpaket des Bundes beschlossene 
Einmalzahlung von 300 Euro pro Kind 
wohl nichts ändern. 
 Die Rufe nach einem echten 
Corona-Elterngeld werden entspre-
chend immer lauter, schließlich müsse 
auch Care-Arbeit bezahlt werden, auch 
sie brauche eine Lobby. „Das Corona- 
Elterngeld wäre sicher eine gute Mög-
lichkeit, um Familien dauerhaft in 
 dieser schwierigen Phase zu unter-
stützen“, sagt Marion Salot. Aber nur 
wenn die Zahlung an die Bedingung 
geknüpft wird, dass beide Elternteile 
ihre Arbeitszeit zur Kinderbetreuung 

„Das Corona- Elterngeld 

wäre sicher eine 

gute Möglichkeit, um 

 Familien dauerhaft 

in  dieser schwierigen 

Phase zu unterstützen.“

Marion Salot
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Ein  verdientes 
Rentenplus 
nach langer 

Arbeit

Die Grundrente wird seit Langem diskutiert,  

nun liegt ein Gesetzesvorschlag auf dem Tisch.  

Doch was bedeutet „Grundrente“ eigentlich?  

Ein Interview mit Magnus Brosig, Referent  

für Sozialversicherungs- und Steuerpolitik

Interview: Nathalie Sander
Foto: Kay Michalak

BAM: Herr Brosig, ab 2021 soll es eine sogenannte 
Grund  rente geben. Was verbirgt sich dahinter?
 Magnus Brosig: Zunächst einmal steht dahinter eine 
gute und richtige Idee – nämlich das bestehende Renten-
system besser zu machen und für mehr Gerechtigkeit zu 
 sorgen. Viele verdienen im Niedriglohnsektor so wenig, dass 
sie selbst nach jahrzehntelanger Arbeit ihre Rente durch 
Sozial leistungen aufstocken müssen. Es ist für jede und jeden 
eine bittere Erfahrung, wenn das Einkommen am Ende nicht 
reicht, obwohl man ein Leben lang gearbeitet hat. Die berech-
tigte Frage ist dann: Wieso habe ich über Jahrzehnte in eine 
Versicherung eingezahlt, bekomme am Ende aber so wenig 
und vielleicht nicht einmal mehr als jemand, der nie oder 
kaum gearbeitet hat? Diese Gerechtigkeitslücke soll jetzt ein 
Stück weit geschlossen werden und das ist erst  einmal gut.

Aber was heißt nun Grundrente? Bekommt jeder einen 
festen Grundbetrag?
 Nein, so ist es nicht geplant. Aber genau das denken 
natürlich erst einmal viele, weil der Name Grundrente genau 
das suggeriert. Geplant ist dagegen, diese niedrigen Renten, 
von denen ich gerade gesprochen habe, direkt aufzustocken: 
Wer mindestens 33, besser noch 35 Jahre gearbeitet und 
 Beiträge gezahlt hat, soll einen verdienten Zuschlag auf eine 
geringe Rente erhalten. 

Aber wenn ich zu wenig Rente bekomme, kann ich 
diese doch schon jetzt aufstocken lassen?
 Das sind zwei ganz unterschiedliche Arten von Auf-
stocken. Wer heute so wenig Rente erhält, dass er unter dem 
Grundsicherungsbedarf liegt, kann sein Einkommen über 
das Sozialamt aufstocken lassen. Das heißt aber: Alles offen-
legen – alle Einkünfte und das Vermögen. Auch wer mit im 
Haushalt lebt und dessen finanzielle Lage spielen eine Rolle. 
Wenn eine solche Prüfung nachgewiesen hat, dass jemand 
das Geld braucht, erhält er ergänzende Leistungen. Aber 
eben nicht, weil er sich aufgrund der Beitragsjahre eine 
höhere Rente verdient hätte, sondern weil er das Geld zum 
Leben braucht. 

Und was ist mit der jetzt diskutierten Grundrente 
anders?
 Die Rentenversicherung, so ist es geplant, soll den 
Zuschlag automatisch berechnen und als echten Renten-
bestandteil auszahlen. Niemand muss sie also bean tragen. 
Wie hoch sie ausfällt, hängt aber vom Einzelfall ab. So kann 
sie durchaus um 400 Euro pro Monat höher aus fallen – 
oder auch nur um wenige Euro steigen. Und die endgültige 
Rente kann immer noch niedrig sein oder unter der Grund-
sicherung liegen. Grundrente heißt eben nicht, dass am 
Ende alle das Gleiche bekommen, sondern dass sehr nied-
rige  Renten an  gehoben werden. Voraussetzung ist aber, dass 
eine bestimmte Anzahl von Jahren gearbeitet wurde und 
auch die Höhe des Gehalts spielt eine Rolle. Das ist, wie 
ich finde, auch der Vorteil der Grundrente, weil sie an das 
 Prinzip des be  stehenden Rentensystems anknüpft. Es werden 
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bundesweit wahrscheinlich rund 1,3 Millionen Menschen 
von der neuen Grundrente profitieren. 

Wäre da eine echte Grundrente nicht vernünftiger – 
damit eben niemand unter die Grundsicherung fällt? 
 Unser gesetzliches Rentensystem ist paritätisch und 
zweckgebunden finanziert: Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zahlen je zur Hälfte Beiträge, in der Rentenversicherung wie 
in den  anderen Sozialversicherungen. Und die Höhe einer 
Rente hängt dann vor allem davon ab, wie hoch das bei-
tragspflichtige Einkommen vorher war. Wenn wir eine Ein-
heitsrente für alle hätten, müssten wir sie wohl aus Steu-
ermitteln bezahlen, weil sie im Grunde nicht mehr an die 
Arbeitsleistung gekoppelt ist. Die Frage ist: Wann nimmt der 
Staat schon mal dauerhaft so viel Steuermittel in die Hand, 
und würde er dafür maßgeblich auf die „starken Schultern“ 
zurückgreifen? Wie hoch kann also am Ende eine echte 
Grundrente für alle sein? Mit ziemlicher Sicherheit nur sehr 
niedrig. Das wäre dann nicht Armutsvermeidung, sondern 
Armutsbeschleunigung. Außerdem fiele das wichtige Ziel 
Lebensstandard sicherung dadurch komplett unter den Tisch. 
Wer viele Jahrzehnte hart für einen guten Lohn gearbeitet 
hat, muss auch in Zukunft eine gesetzliche Rente deutlich 
über einem Mindest niveau erwarten können.

Nun gibt es nicht nur Kritiker, denen eine Einheits- 
Grundrente für alle vorschwebt. Für Streit sorgt ins-
besondere die Einkommensprüfung. Was ist schlecht 
daran zu schauen, ob jemand die zusätzliche Rente 
überhaupt braucht?
 Weil es dem Prinzip der gesetzlichen Rente komplett 
widerspricht. Die Rente ist so aufgebaut, dass sie an Leistung 
geknüpft ist und an die Menschen ausgezahlt wird, die gear-
beitet und Beiträge gezahlt haben. Das ist ein Anspruch, den 
jeder erhält, der einzahlt. Die jetzt geplante Grundrente folgt 

diesem Prinzip, wenn sie langjährige Beitragsleistung nach 
klaren Regeln besonders anerkennt. Deshalb sollte die Ein-
kommensprüfung gestrichen werden. Sie hat im verdienten 
Ruhestand nichts zu suchen.

Trotz Grundrente werden viele Menschen mit Renten-
eintritt nicht genügend Alterseinkünfte haben. Frauen 
zum Beispiel, die nach Kindererziehung oder Pflege den 
beruflichen Wiedereinstieg nicht mehr  schaffen und am 
Ende zu wenig Jahre zusammenbe kommen. Aber auch 
viele Männer, die gerade eben den Mindest lohn ver-
dienen oder immer wieder  Phasen von  Arbeitslosigkeit 
haben, werden am Ende häufig kaum über die Grund-
sicherung hinaus kommen. In  wiefern  können auch 
diese Menschen auf auskömm liche  Renten  setzen?
 Im Moment leider kaum noch, weil wir die gesetz liche 
Rente in den vergangenen Jahren durch viele Einschnitte 
geschwächt haben und weil sich der Arbeitsmarkt zuneh-
mend spaltet. Die Rente sollte nach wie vor den Lebens-
standard weitgehend sichern. Das Rentenniveau ist deut-
lich gesunken, das darf auf  keinen Fall so weitergehen. Und 
neben besserer Anerkennung von Sorgearbeit und langjäh-
riger Beschäftigung müssen wir auch wieder einen stärke-
ren Ausgleich bei Arbeitslosigkeit schaffen. Das heißt, die 
Grundrente ist ein guter Anfang, weil sie die Kluft zwischen 
oben und unten etwas verringert. Aber sie ist natürlich 
noch keine abschließende Antwort auf Alters armut, die vor 
allem schon im Erwerbsleben verhindert werden muss. Wir 
brauchen sichere Arbeitsplätze mit guten Löhnen und eine 
 bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privat leben. So schaf-
fen wir langfristig gute Erwerbsverläufe, um am Ende auch 
gute  Renten zu gewährleisten. Und wer schließlich trotzdem 
in der Grundsicherung landet, muss auch dort stärker von 
der eigenen Vorsorge profitieren. Der jetzt vorgesehene Frei-
betrag auch für gesetzliche Renten ist da ein Schritt in die 
richtige Richtung. 

Und zum Abschluss die Frage: Wie sollte sie denn 
 richtigerweise heißen, die Grundrente, die eigentlich 
keine ist?
 In den vergangenen Jahren sind immer  wieder 
 Vorschläge gemacht worden, da gab es Begriffe wie 
„Solidar rente“, „Lebensleistungsrente“, „Respektrente“ oder 
„ Zuschussrente“. Alles Begriffe, die dem, was es tatsächlich 
ist,  deutlich näher kommen. 

Und – wird sie kommen, die „Respektrente“?
 Das hoffe ich. Nur wann sie wirklich auch bei den 
Menschen ankommt, kann man wirklich noch nicht sagen.

Magnus Brosig
ist Referent für Sozialversicherungs­ 

und Steuerpolitik.
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Zuschlag je nach 

 Vorleistung – 

kein  Fix betrag für alle! 

Mindestens 33 Jahre mit 

niedrigen Löhnen sind 

notwendig. Auch Sorge­

arbeit kann dazuzählen

Kein zusätzlicher  

Antrag nötig

Einkommen wird geprüft: 

Nur für Personen/  

Paare mit überschau­

barem  Einkommen

Und wenn es trotz 

„Grundrente“ nicht reicht? 

Höhere Grundsicherung 

dank Freibetrag möglich

Die Grundrente
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Drei Fragen 
—  zu Berufs-
krankheiten 

Ich habe gehört, dass es leichter geworden ist, eine 

Berufskrankheit anzuzeigen? Was hat sich geändert?

 Bislang mussten Sie die Tätigkeit aufgeben, um ein 
Berufskrankheiten-Verfahren auf den Weg zu bringen. Die 
Idee war, dass sich Ihre gesundheitliche Situation dann nicht 
weiter verschlimmert. Allerdings haben sich die meisten 
Betroffenen gegen ein Verfahren entschieden, weil ja mit 
Aufgabe der Tätigkeit auch das Gehalt weggefallen wäre. 
Das ist nun zum Glück vorbei. Wenn Sie zum Beispiel in der 
Pflege arbeiten und Ihr Rückenleiden auf den Beruf zurück-
führen, können Sie weiter arbeiten und parallel einen Antrag 
auf Anerkennung als Berufskrankheit stellen. 

Welchen Vorteil habe ich, wenn ich meine Krankheit als 

Berufskrankheit anerkennen lasse?

 Ihnen stehen zusätzliche Leistungen zu, wie zum Bei-
spiel medizinische Behandlungen, auch berufliche Reha-Maß-
nahmen wie Umschulungen, die Anpassung des Arbeitsplat-
zes oder Ihrer Wohnung. Voraussetzung ist aber immer, 
dass die Erkrankung durch Ihre berufliche Tätigkeit entstan-
den ist und auch offiziell in die Liste der Berufskrankheiten 
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aufgenommen ist. Diese Liste wird  ständig angepasst und 
erweitert – inzwischen gibt es in Deutschland mehr als  
70 anerkannte Berufskrankheiten.

Ist Corona jetzt auch eine Berufskrankheit?

 Die Krankheit, die SARS-CoV-2 – so die offizielle 
Be zeichnung des Virus – auslösen kann, ist Covid-19. Als 
Berufskrankheit kann Covid-19 nur anerkannt werden, wenn 
jemand im Gesundheits- oder Pflegebereich, Laboren oder 
anderen Bereichen mit erhöhter Gefährdung arbeitet. Ent-
scheidend ist, dass der direkte Kontakt mit Corona-Patienten 
ein hohes Risiko darstellt. Ob und in welchen anderen Be -
reichen Corona als Berufskrankheit anerkannt werden kann, 
muss jeweils im Einzelfall entschieden werden.

Weitere Informationen zur Berufskrankheitenberatung 

erhalten Sie auf der Website unter  

 www.arbeitnehmerkammer.de/bk-beratung

Niklas Wellmann
berät seit 2013 zu Berufskrank­

heiten und ist abwechselnd in den 

drei Geschäftsstellen in Bremen, 

Bremen­ Nord und Bremerhaven  

vor Ort.

CARTOON

von

Mario Lars
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